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160 Verordnung 


über die Regelung der Milchwirtſchaft. 
Vom 27. 10. 1931. N 
Auf Grund des § 1 Ziff. 23 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. S. 719) 
wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Sl, 

(1) Dieſer Verordnung unterliegt der Verkehr mit Kuhmilch und den aus Kuhmilch gewonnenen 
Erzeugniſſen, ſoweit ſie für den menſchlichen Genuß beſtimmt ſind. Doch erſtreckt ſich die Verordnung, ab⸗ 
geſehen von den Vorſchriften in SS 3, 4 nicht auf den Verkehr mit dieſen Lebensmitteln innerhalb 
des Haushalts, in dem ſie Verwendung finden. 

(2) Die Ausführungsbeſtimmungen können vorſchreiben, wieweit dieſe Verordnung auch für Milch an⸗ 
derer Tiere, einſchließlich der Erzeugniſſe, gelten ſoll. 

(3) Als Milch im Sinne dieſer Verordnung gilt auch zubereitete Milch. 


§ 2. 

(1) Verbraucher im Sinne dieſer Verordnung iſt, wer Milch oder Milcherzeugniſſe zum perſönlichen 
Genuß oder zur Verwendung im eigenen Haushalt bezieht. 

(2) Als Verbraucher gelten außerdem Gaſtwirte, Schankwirte und andere Gewerbetreibende, ſo⸗ 
weit ſie dieſe Lebensmittel zur Verwendung innerhalb ihrer Betriebsſtätte beziehen. Das Entſprechende 
gilt für Krankenhäuſer, Heilanſtalten, Erziehungsanſtalten, Wohlfahrtsanſtalten und ähnliche Einrich⸗ 
tungen. 

(8) Milchwirtſchaftliche Unternehmen ſind nicht Verbraucher im Sinne dieſer Verordnung. 


I. Allgemeine Vorſchriften über den Verkehr mit Milch. 


8 

(1) Milch von Kühen, deren Geſundheitszuſtand die Beſchaffenheit der Milch nachteilig beeinfluſſen 
kann, darf, vorbehaltlich der Vorſchriften des 8 4, weder als ſolche in den Verkehr gebracht noch zu 
Milcherzeugniſſen oder anderen Lebensmitteln verwendet werden. 

(2) Dieſes Verbot bezieht ſich insbeſondere auf Milch von Kühen, die mit äußerlich erkenn⸗ 
barer Tuberkuloſe behaftet ſind, ſofern ſie ſich in der Lunge in vorgeſchrittenem Zuſtand befindet 
oder Euter, Gebärmutter oder Darm ergriffen hat. 

5 (3) Das Verbot des Abſ. 1 gilt auch dann, wenn das Vorhandenſein einer der Tuberkuloſe⸗ 
formen des Abſ. 2 in hohem Grade wahrſcheinlich iſt. 


§ 4. 

(J) Milch von Kühen, die an Maul- und Klauenſeuche leiden, ſowie Milch, die aus Beſtänden 
ſtammt, in denen dieſe Seuche herrſcht, ebenſo Milch von Kühen, die an äußerlich erkennbarer Tuber⸗ 
kuloſe, abgeſehen von den im § 3 Abſ. 2 und 3 genannten Formen, erkrankt find oder bei denen 
einfacher Verdacht der Eutertuberkuloſe beſteht, darf als ſolche nur in den Verkehr gebracht oder zur 
Herſtellung von Milcherzeugniſſen oder anderen Lebensmitteln verwendet werden, wenn durch aus⸗ 
reichende Erhitzung oder ein gleichwertiges Verfahren jede Gefahr für die Geſundheit beſeitigt iſt. 

(2) Die Ausführungsbeſtimmungen regeln, inwieweit in den Fällen des Abſ. 1 die gedachte Be- 
arbeitung innerhalb oder außerhalb der Betriebsſtätte des Erzeugers zu erfolgen hat. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 12. 11. 1931). 
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(3) Ferner können die Ausführungsbeſtimmungen weitere Ausnahmen von der Vorſchrift des 
$ 3, abgeſehen von den Fällen des § 3 Abſ. 2 und 3, zulaſſen, wenn die Milch durch ausreichende 
Schutzmaßregeln, insbeſondere durch Bearbeitung oder Verarbeitung, für den menſchlichen Genuß taug⸗ 
lich gemacht wird. f 

8 5. 

(1) Der Senat kann, vorbehaltlich der. Vorſchriften des $ 35 diefer Verordnung und des $ 6 des 
Geſetzes über den Verkehr mit Lebensmitteln und Bedarfsgegenſtänden (Lebensmittelgeſetz) vom 
27. März 1930 (G. Bl. S. 89) beſtimmen, welche Mindeſtforderungen für die einzelnen Herkunfts⸗ und 
Verbrauchergebiete an die Zuſammenſetzung der Milch, ſoweit ſie nicht verarbeitet wird, beſonders an 
den Fettgehalt und an das ſpezifiſche Gewicht zu ſtellen ſind. Er regelt, inwieweit Milch, die, ohne 
verfälſcht zu ſein, den feſtgeſetzten Mindeſtforderungen nicht genügt, in den Verkehr gebracht werden 
darf. . 5 
(2) Vor der Feſtſetzung der Mindeſtforderungen für Verbrauchergebiete, die ganz oder zum Teil 
mit Markenmilch (Abſchnitt II) beliefert werden, ſind die beteiligten Uberwachungsſtellen (S 26) zu 
hören. 8 

§ 6. 

(1) Die Milch muß im Betriebe des Erzeugers bei und nach der Gewinnung und auf dem Wege 
vom Erzeuger bis zum letzten Verbraucher ſo behandelt werden, daß ſie, ſoweit dies durch An⸗ 
wendnug der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt vermeidbar iſt, weder mittelbar noch unmittelbar 
einer nachteiligen Beeinfluſſung, insbeſondere durch Staub, Schmutz aller Art, Gerüche oder Krank⸗ 
heitserreger oder durch die Witterung ausgeſetzt iſt. 

2) Das gilt ebenſo, wenn die Milch nicht als ſolche an den Verbraucher abgegeben, ſondern zu 
Milcherzeugniſſen oder anderen in den Verkehr gelangenden Lebensmitteln verwendet wird. 


Su; 

(1) Alle Räume, in denen Milch aufbewahrt, bearbeitet, feilgehalten, abgegeben oder verarbeitet 
wird, müſſen ſo beſchaffen, ausgeſtattet und gelegen ſein und ſo behandelt und benutzt werden, daß 
die Milch, ſoweit dies durch Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt vermeidbar iſt, 
keiner nachteiligen Beeinfluſſung im Sinne des § 6 ausgeſetzt iſt. 

(2) Dasſelbe gilt für die Beſchaffenheit, Behandlung und Benutzung von Einrichtungen und 
Gegenſtänden, die mit Milch in Berührung kommen, wie Gefäßen, Geräten, Rohrleitungen, Zapf⸗ 
hähnen und Beförderungsmitteln. 

(3) Die im Abſ. 2 genannten Gefäße und Geräte dürfen nur zu ihrem beſtimmungsgemäßen Ge⸗ 
brauche benutzt, nicht mit geſundheitlich bedenklichem N gereinigt und nicht in Räumen aufbe⸗ 
wahrt werden, in denen Tiere gehalten werden. 


§ 8. 

() Gefäße, Behältniſſe, Michwagen und ähnliche Einrichtungen, aus denen Milch unmittelbar an 
den Verbraucher abgegeben wird, ſind auf der Außenſeite ſo zu kennzeichnen, daß dieſer die Art des 
Inhalts leicht erkennen kann. Dies gilt nicht für Meßgefäße. 

(2) Die Vorſchrift des Abf. 1 gilt nicht für die in einem landwirtſchaftlichen Betriebe gewonnene 
Milch, ſoweit ſie an der Betriebsſtätte ſelbſt unmittelbar an den Verbraucher abgegeben wird. 


§ 9. 

(1) Wird Milch in Gefäßen oder Behältniſſen, auf die ſie zur verkaufsfertigen Abgabe an die 
Verbraucher abgefüllt iſt, in den Verkehr gebracht, ſo müſſen die Gefäße und Behältniſſe den nach⸗ 
N Anforderungen entſprechen: 

ſie müſſen mit einem feiten Verſchluſſe verſehen fein und ſich, falls ſie zu wiederholter 
Benutzung beſtimmt ſind, leicht reinigen laſſen; 

2. auf der Außenſeite oder auf dem Verſchluſſe muß in deutlicher, nicht leicht zu entfernender 
Schrift die Sorte der Milch, der Name und Wohnort des Einfüllers ſtehen und angegeben 
ſein, ob die Milch roh oder ob ſie einer Erhitzung oder einem gleichwertigen Verfahren unter⸗ 
zogen worden iſt. 

(2) Die Ausführungsbeſtimmungen können Anordnungen über die Art der Verſchlüſſe treffen 
und die weiteren Vorausſetzungen regeln, unter denen Milch in den im Abſ. 1 genannten Formen in 
den Verkehr gebracht werden darf. 

(3) Das Abfüllen der Milch in Gefäße oder Behältniſſe (Abſ. 1) darf nur im Betriebe des 
Erzeugers oder in Bearbeitungsſtätten vorgenommen werden. 


i 

f 8 10. ER 
(1) Der Senat kann, vorbehaltlich der Vorſchriften des § 9 Abſ. 2 dieſer Verordnung und des 

§ 6 Nr. 3 des Lebensmittelgeſetzes, anordnen, inwieweit Milch in Gaſt⸗ oder Schankſtätten, Kan⸗ 

tinen, Milchläden, Milchhäuschen oder ſonſt zum Genuß an Ort und Stelle nur in den im 8 9 ge- 

nannten Formen abgegeben werden darf. 


(2) Vor einer Anordnung der im Abſ. 1 gedachten Art, ſind, ſofern das Gebiet, für das die 


Anordnung gilt, ganz oder zum Teil mit Markenmilch beliefert wird, die beteiligten . 
en zu hören. 
§ 11. 

(1) Wer Milch an öffentlichen Orten, insbeſondere auf Märkten, Plätzen oder Straßen, an 
den Verbraucher abgibt, hat ſie durch beſondere Maßregeln, namentlich bei der Abgabe, vor nad)- 
teiliger Beeinfluſſung im Sinne des § 6 zu ſchützen. Insbeſondere muß die Beſchaffenheit, e 
und Handhabung der Gefäße dieſem Erfordernis entſprechen. 

(2) Dasſelbe gilt für das Zubringen von Milch in die Behauſungen. 

(3) Die Abgabe von Milch nach Abſ. 1 und 2 iſt nur Unternehmern geſtattet, die an feſten 
Betriebsſtätten Milch gewinnen, bearbeiten oder vertreiben. 

(4) Der Senat kann nach Maßgabe der Ausführungsbeſtimmungen die weiteren Vorausſetzungen 
beſtimmen, unter denen die Unternehmer Milch nach Abſ. 1 und 2 abgeben dürfen. 


§ 12. 


(1) Der Senat kann vorbehaltlich der Vorſchrift des $ 35 anordnen, inwieweit die Milch im 
Inlande vor der Abgabe an den Verbraucher zu bearbeiten, insbeſondere einem Reinigungs-, Er⸗ 
hitzungs⸗ oder Tiefkühlungsverfahren zu unterziehen iſt (Bearbeitungszwang). Sofern das Gebiet, für 
das die Anordnung gilt, ganz oder zum Teil mit Markenmilch beliefert wird, ſind, unbeſchadet der 
Vorſchrift des Abſ. 3, die beteiligten Überwachungsſtellen zu hören. 

(2) Eine Erhitzung oder ein gleichwertiges Verfahren darf jedoch nicht gefordert werden: 

1. für Milch, die nach den Ausführungsbeſtimmungen unter Anwendung beſonderer Vorſichts⸗ 
maßregeln und unter beſonderer Überwachung gewonnen, behandelt und vertrieben werden 
muß; 

2. für Milch, die der Erzeuger in einem landwirtſchaftlichen Betriebe gewinnt und an der Be⸗ 

triebsſtätte ſelbſt unmittelbar an den Verbraucher abgibt. 

(3) Für Markenmilch gelten die Vorſchriften des § 30. 

(4) Die Vorſchriften des § 4 ſowie geſetzliche Vorſchriften zur Bekämpfung übertragbarer Krank⸗ 
heiten bleiben unberührt. 

8 135 

(1) Perſonen, die . 

1. an Typhus, Paratyphus, Ruhr oder offener Tuberkuloſe leiden oder 

2. unter Typhus⸗, Paratyphus⸗ oder Ruhrverdacht erkrankt find oder 

f 3. Erreger von Typhus, Paratyphus oder Ruhr dauernd oder zeitweilig ausſcheiden, 
dürfen weder bei der Gewinnung der Milch noch ſonſt im Verkehr mit Milch in einer Weiſe tätig 
ſein, die die Gefahr mit ſich bringt, daß Krankheitserreger auf andere übertragen werden. 

(2) In den Ausführungsbeſtimmungen kann das Verbot des Abſ. 1 auf andere übertragbare 
Krankheiten ausgedehnt werden. 

(3) Im Verkehr mit Milch dürfen ferner Perſonen nicht tätig fein, die mit Geſchwüren, eiternden 
Wunden oder mit Ausſchlägen behaftet ſind, ſoweit hierdurch die Beſchaffenheit der Milch nachteilig 
beeinflußt werden kann oder ein ekelerregender Eindruck erweckt wird. 

(4) Wie das Verbot der Abſ. 1, 2 und 3 durchzuführen, insbeſondere der Geſundheitszuſtand der 
im Verkehre mit Milch tätigen Perſonen zu überwachen iſt, und in welchem Umfang die Arbeits⸗ 
ämter zu unterrichten ſind, beſtimmt der Senat. 


(5) Unberührt bleiben geſetzliche Vorſchriften, die über den Abſ. 1 hinausgehen. 


§ 14. 


5 00 Wer ein Unternehmen zur Abgabe von Milch betreiben will, bedarf dazu der Erlaubnis der 
zuſtändigen Polizeibehörde. Die Erlaubnis kann auch juriſtiſchen Perſonen und nichtrechtsfähigen Ver⸗ 
einen erteilt werden. 
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(2) Die Erlaubnis wird erteilt in den Gemeindebezirken mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung von dem 
Polizeipräſidenten in Danzig, in Stadtkreiſen ohne ſtaatliche Polizeiverwaltung von dem Magiſtrat, 
in den anderen Gemeinden von dem Landrat als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes. Die örtliche 
Zuſtändigkeit richtet ſich nach dem Orte, an dem ſich die Niederlaſſung oder Zweigſtelle befindet. 

(3) Die Erlaubnis erſtreckt ſich nur auf die Niederlaſſungen und Zweigſtellen des Unter- 
nehmens, die in dem Beſcheid ausdrücklich aufgeführt find. Von dieſen Niederlaſſungen und Zweig⸗ 
ſtellen aus kann der Unternehmer die Milch ohne örtliche Beſchränkung abgeben, falls ſich nicht aus 
dem Beſcheid etwas anderes ergibt. Er iſt hierbei den für die einzelnen Abſatzgebiete geltenden be⸗ 
ſonderen Beſtimmungen über den Milchverkehr unterworfen. 

11 Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn 

1. der Unternehmer, in den Fällen des Abſatzes 2 der Leiter des Unternehmens, die erfor⸗ 
derliche Zuverläſſigkeit beſitzt, 

2. die Perſonen, die für den milchwirtſchaftlichen Betrieb des Unternehmens verantwortlich ſind, 
über die hierfür notwendige Sachkunde verfügen, 

3. der Tätigkeit der in Nr. 2 erwähnten Perſonen nicht die Vorſchriften den § 13 oder die 
auf Grund von § 13 erlaſſenen Beſtimmungen entgegenſtehen, 

4. die Einrichtungen und Gegenſtände vorhanden ſind, die zum Betrieb eines Unternehmens der 
betreffenden Art und Größe erforderlich ſind, 

5. die Räume, Einrichtungen und Gegenſtände den im § 17 geſtellten Anforderungen ent⸗ 
ſprechen, 

6. anzunehmen iſt, daß der Unternehmer eine von der zuſtändigen Behörde feſtzuſetzende Min⸗ 
deſtmenge in den Verkehr bringt. Ä 

(5) Die Erlaubnis darf weder auf Zeit noch auf Widerruf erteilt werden, ſoweit nicht die Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen Ausnahmen vorſehen. 

(6) Sie darf nur verſagt werden, wenn den im Abſatz 4 geſtellten Anforderungen nicht genügt 
wird. N 

(7) Die Erlaubnis iſt zurückzunehmen, wenn ſich nachträglich Umſtände ergeben, die ihre Ver⸗ 
ſagung rechtfertigen würden. 0 

1 


(1) Sollen die Befugniſſe zum Betrieb eines Unternehmens, das nach § 14 der Erlaubnis be⸗ 
darf, durch einen Stellvertreter ausgeübt werden, ſo iſt hierzu eine beſondere Erlaubnis (Stellver⸗ 
tretererlaubnis) der zuſtändigen Behörde erforderlich. 


(2) Die Stellvertretererlaubnis iſt natürlichen Perſonen zu erteilen, wenn 

1. nach Erteilung der Erlaubnis Umſtände eingetreten ſind, die den Inhaber hindern, das Unter⸗ 
nehmen perſönlich zu betreiben, insbeſondere wenn er in der Verfügung über ſein Vermögen 
beſchränkt worden iſt, 

2. das Unternehmen nach dem Ableben des Inhabers für ſeine Witwe während ihres Witwen⸗ 
ſtandes oder für ſeine minderjährigen Erben oder bis zur Beendigung einer Nachlaßaus⸗ 
einanderſetzung fortgeführt werden ſoll. a 

(3) Die Erlaubnis wird für einen beſtimmten Stellvertreter erteilt. Die Vorſchriften des 8 14 
Abſ. 4 Nr. 1, Abſ. 7 gelten entſprechend; ebenſo gelten die Vorſchriften des § 14 Abſ. 4 Nr. 2 und 3 
für den Stellvertreter entſprechend, wenn er für den milchwirtſchaftlichen Betrieb des Unternehmens 
verantwortlich iſt. 

(4) Die Erlaubnis iſt zu verſagen, wenn die Vorausſetzungen der Abſätze 2 und 3 nicht vor⸗ 
liegen. 

§ 16. 

(1) Die Polizeibehörde kann Perſonen, die ein Unternehmen der im § 14 bezeichneten Art von 
einem anderen übernehmen, zur Weiterführung des Anternehmens bis zur Erteilung der Erlaubnis 
widerruflich zulaſſen. Die Zulaſſung ſoll nicht für eine längere Zeit als drei Monate erfolgen; dieſe 
Friſt kann verlängert werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Die Entſcheidungen ſind endgültig. 

(2) Die Vorſchrift des Abſatzes 1 findet auf die vorläufige Zulaſſung eines . ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

(3) Im Falle des Todes eines Unternehmers gilt der Erbe zur Weiterführung des Unter- 
nehmens ohne weiteres als widerruflich zugelaſſen. Dieſe Zulaſſung erliſcht, falls dem Erben nicht 
binnen drei Monaten die Erlaubnis erteilt worden iſt. Die Friſt kann verlängert werden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. N 
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8 
(1) Der Inhaber eines landwirtſchaftlichen Betriebs bedarf zur Abgabe der darin gewonnenen 
Milch der Erlaubnis, wenn er außerhalb der landwirtſchaftlichen Betriebsſtätte Milch unmittelbar an 
den Verbraucher abgibt. SS 14—16 gelten entſprechend, mit Ausnahme der Vorſchrift im § 14 Abſ. 4 
Nr. 6. \ 
(2) Die Ausführungsbeſtimmungen können Ausnahmen zulaffen; fie regeln, welche Betriebe als 
landwirtſchaftliche Betriebe zu gelten haben. f 
§ 18. 
(1) In den Fällen der SS 14, 15 und 17 find vor der Entſcheidung Sachverſtändige, darunter 
ſolche aus den Kreiſen zu hören, in denen Milch gewonnen, vertrieben und verzehrt wird. 
(2) Gegen die Entſcheidung der Polizeibehörde iſt die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
zuläſſig. 
§ 19. 
(1) Soweit Gaſt⸗ und Schankwirte innerhalb des ordnungsmäßigen Gaſt⸗ und Schankwirtſchafts⸗ 
betriebs Milch abgeben, finden die Vorſchriften der SS 8, 11, Abſ. 3, S 14 keine Anwendung. 
(2) Dasſelbe gilt, wenn Milch in Kantinen, Milchhäuschen oder dergleichen zum Genuß an Ort 
und Stelle abgegeben wird. In dieſen Fällen darf die Milch auch nach dem geſetzlichen Ladenſchluß 
Hund an Sonn- und Feiertagen abgegeben werden. 


II. Vorſchriften für Markenmilch. 
§ 20. 
(1) Unter der Bezeichnung „Markenmilch“ darf Milch nur angeboten, feilgehalten, verkauft oder 
ſonſt in den Verkehr gebracht werden, 
1. wenn ſie außer den allgemeinen Anforderungen, die Abſchnitt I an die Milch ſtellt, den be⸗ 
ſonderen Anforderungen dieſes Abſchnitts entſpricht (SS 21 bis 25, 29 Abſ. 1 Nr. 1 und 
§ 30), 
2. wenn ſie, außer der allgemeinen Überwachung des Verkehrs mit Milch nach 8 38, hinſichtlich 
der Gewinnung, Beſchaffenheit und Behandlung der in dieſem Abſchnitt geregelten beſon⸗ 
deren Überwachung durch Überwachungsſtellen unterſtellt iſt (8 28), 5 
3. wenn der Inhaber des Betriebs, in dem die Milch gewonnen wird, und, falls die Milch erſt 
außerhalb dieſes Betriebes in die für den Verbraucher beſtimmten Gefäße und Behältniffe 
($ 25) abgefüllt wird, auch der Unternehmer des Abfüllbetriebs die Genehmigung der Über⸗ 
wachungsſtelle zum Vertriebe von Markenmilch erhalten hat. 
(2) Der Bezeichnung „Markenmilch“ kann ein bildlicher oder ſchriftlicher Zuſatz beigefügt werden, 
aus dem die überwachende Stelle erſichtlich iſt. 
§ 21. 
Als Markenmilch darf nicht Milch von Kühen in den Verkehr gebracht werden, deren Geſund⸗ 
heitszuſtand Schutzmaßregeln im Sinne des $ 4 erfordert. 


§ 22. 


Die Viehbeſtände, deren Milch als Markenmilch verwendet werden ſoll, müſſen dem ſtaatlich an⸗ 
erkannten Tuberkuloſetilgungsverfahren angeſchloſſen ſein. 


§ 23. 

) Die Markenmilch ſoll innerhalb der einzelnen Lieferbezirke der Überwachungsſtellen denjenigen 
Mindeſtfettgehalt aufweiſen, der bei ſorgſamer und zweckmäßiger Behandlung des Milchviehs der be= 
teiligten Erzeugerbetriebe für den betreffenden Lieferbezirk betriebswirtſchaftlich erreichbar iſt. 

(2) Desgleichen ſind an die Markenmilch hinſichtlich des Keimgehalts diejenigen Anforderungen 
zu ſtellen, die bei ſorgſamer und zweckmäßiger Gewinnung und Behandlung der Milch in den betei⸗ 
ligten Unternehmen für den betreffenden Lieferbezirk betriebswirtſchaftlich erreichbar ſind. 


„ § 24. ; 
In den Ausführungsbeſtimmungen können geſonderte Anforderungen für rohe und für erhitzte 
Markenmilch aufgeſtellt werden. 
a 8 25. 
Markenmilch darf an den Verbraucher nur in den im $ 9 genannten Formen abgegeben werden. 
An Anternehmen, die größere Mengen für den eigenen Verbrauch beziehen, wie Krankenhäuſer, 
Wohlfahrtsanſtalten, darf die Abgabe auch in plombierten, leicht zu reinigenden Kannen erfolgen. 
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§ 26. 

(1) Die beſondere Überwachung der Markenmilch geſchieht durch eine oder mehrere Aber— 
wachungsſtellen. Sie werden durch die geſetzliche Berufsvertretung der Landwirtſchaft und in Er⸗ 
mangelung einer ſolchen durch den Danziger Landbund gebildet. Dieſer beſtimmt vorbehaltlich der 
Vorſchriften des § 46 i 

1. ob eine oder mehrere Überwachungsſtellen gebildet werden und wo ihr Sitz ſein ſoll, 

2. wie ſich die Überwachungsſtelle im einzelnen zuſammenſetzt, G A RER 

3. nach welchen Grundſätzen die Beſchlußfaſſung in der Überwachungsſtelle erfolgt, 

4. welche Vorausſetzungen für die Auflöſung der Überwachungsſtelle maßgebend ſind. 

(2) In der Überwachungsſtelle ſollen die Gemeinden und Gemeindeverbände der zu beliefernden 
Verbrauchergebiete insgeſamt durch mindeſtens einen Beauftragten mit Stimmrecht vertreten ſein. 
Auch ſoll der Überwachungsſtelle mindeſtens je ein Vertreter der Kreiſe, die Milch vertreiben, mit 
Stimmrecht angehören. g 
(3) Die Feſtſetzungen auf Grund des Abſatz 1 Nr. 2 und 3 bedürfen der Zuſtimmung des 
Senats. 5 5 
5 § 27. 

Der Senat kann ſtändig oder für beſondere Fälle Vertreter in die Überwachungsſtellen ent⸗ 


ſenden. Die Vertreter haben das Recht, ſich über die Tätigkeit der Überwachungsſtellen zu unters 


richten; ſie ſind in den Sitzungen jederzeit zum Worte zuzulaſſen. 


e § 28. 
(1) Die Überwachungsſtellen haben, unbeſchadet der Vorſchrift des § 88 Abſ. 1, fortdauernd 
darüber zu wachen, daß g Be 

1. die Milch von Kühen ſtammt, deren Geſundheitszuſtand die Beſchaffenheit der Milch nicht 
nachteilig beeinfluſſen kann (8 3), 

2. die Milch ſauber gewonnen, gereinigt, nach der Gewinnung entlüftet, gekühlt und ſo auf⸗ 
bewahrt wird, daß ſie keiner Verunreinigung ausgeſetzt iſt, 

3. die Milch bei der Beförderung keiner nachteiligen Beeinfluſſung im Sinne des § 6 aus⸗ 

f geſetzt iſt, f 

4. das etwa angewandte Erhitzungsverfahren oder ein gleichwertiges Verfahren ſachgemäß durch⸗ 
geführt wird, a f 

5. die beſonderen geſetzlichen (SS 21 bis 25) und die von den Überwachungsſtellen oder der 
Behörde nach S 29 Abſ. 1 Nr. 1 und 8 30 vorgeſchriebenen Anforderungen erfüllt werden. 

(2) Die nach Abſatz 1 Nr. 1 und § 21 erforderliche Unterfuhung der Milchkühe hat durch 
den beamteten Tierarzt oder durch andere von den Überwachungsſtellen ſtändig damit betraute Tier⸗ 
ärzte zu erfolgen. 

N 8 29. b 

Zur näheren Durchführung der Vorſchriften dieſes Abſchnitts und der zu ihrer Ausführung er⸗ 
laſſenen Beſtimmungen ſetzen die Überwachungsſtellen feſt, 

1. welche näheren Anforderungen an die Gewinnung, Behandlung und Beſchaffenheit, insbe⸗ 
ſondere an den Fett- und Keimgehalt der Markenmilch, und an die Überwachung der be⸗ 
teiligten Unternehmen zu ſtellen ſind, 

2. inwieweit zur Deckung der Koſten für die Errichtung und Tätigkeit der Uberwachungsſtellen 
die beteiligten Unternehmer heranzuziehen ſind. 


8 30. ö 
(1) Inwieweit Markenmilch einem Erhitzungsverfahren oder einem gleichwertigen Verfahren zu 
unterziehen iſt, beſtimmen, ſoweit dies nicht in den Ausführungsbeſtimmungen geregelt wird, die Über- 
wachungsſtellen. 
(2) Ein behördlicher Zwang zur Durchführung einer Erhitzung oder eines gleichwertigen Ver⸗ 
fahrens ($ 12 Abſ. 1) iſt jedoch zuläſſig, ſoweit Markenmilch in Gaſt⸗ oder Schankſtätten, Kan⸗ 
tinen, Milchläden, Milchhäuschen oder ſonſt zum Genuß an Ort und Stelle abgegeben wird. 


8 81. 
(1) Die Genehmigung ($ 20 Abſ. 1 Nr. 3) erteilt die Überwachungsſtelle; fie it ſchriftlich zu 
erteilen. i 
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a (2) Die Genehmigung darf erſt erteilt werden, wenn die Überwachungsſtelle feſtgeſtellt hat, daß 
die Anforderungen der $$ 21 bis 25, 28, des § 29 Abſ. 1 und des 8 30 erfüllt werden. 


(3). Die Überwachungsſtelle kann die Genehmigung davon abhängig machen, daß der Erzeuger, 


aus deſſen Unternehmen die Milch ſtammt, einer Lieferungsgemeinſchaft angehört, die über die zur 
Kühlung und ſonſtigen Bearbeitung ſowie zur Beförderung geeigneten Einrichtungen verfügt. N 

(4) Die Genehmigung iſt zurückzuziehen, ſobald die ſich aus Abſatz 2 und 3 ergebenden Vor⸗ 
ausſetzungen nicht mehr gegeben ſind. 

(5) Im übrigen beſtimmen die Uberwachungsſtellen, aus welchen Gründen die Genehmigung zu 
verſagen oder zurückzuziehen iſt. 

5 § 32. 

(1) Die Ausführungsbeſtimmungen regeln, inwieweit die Feſtſetzungen oder Beſtimmungen nach 
§ 29 Abſ. 1, $ 30 Abſ. 1 und § 31 Abſ. 5 der Zuſtimmung des Senats bedürfen. 

(2) Gegen Beſchlüſſe der Überwadungsitellen, die nicht Feſtſetzungen oder Beſtimmungen nach 
§ 29 Abſ. 1, § 30 Abſ. 1 und 8 31 Abſ. 5 ſind, muß, vorbehaltlich der Vorſchrift in Satz 3, die Ent⸗ 
ſcheidung einer Behörde angerufen oder eine Entſcheidung im ſchiedsrichterlichen Verfahren herbeige⸗ 
führt werden können. Die Ausführungsbeſtimmungen treffen nähere Beſtimmungen und regeln das 
Verfahren. Hierbei kann beſtimmt werden, daß Beſchlüſſe der berwachungsſtelle auf Grund des s 31 
endgültig ſind. ; 

III. Vorſchriften für Milcherzeugniſſe. 
§ 33. 
(1) Die Vorſchriften des Abſchnitts I gelten entſprechend für den Verkehr mit Rahm, Mager⸗ 


milch, Buttermilch, Sauermilch, Joghurt und Kefir. 
(2) In den Ausführungsbeſtimmungen kann angeordnet werden, inwieweit die Vorſchriften des Ab⸗ 


ſchnitts I auf den Verkehr mit anderen Milcherzeugniſſen Anwendung finden ſollen. Eine Aus⸗ 


dehnung der Vorſchriften der SS 14 bis 18 auf den Verkehr mit Butter, Käſe, Dauermilch und Dauer⸗ 
ſahne iſt jedoch nicht zuläſſig. 


IV. Nachmachen von Milch und Milcherzeugniſſen. 
ö § 34. i 
Es iſt verboten, Milch und Milcherzeugniſſe zur Verwendung als Lebensmittel nachzumachen oder 
ſolche nachgemachten Lebensmittel anzubieten, feilzuhalten, zu verkaufen oder ſonſt in den Verkehr zu 
bringen. 


(2) Dieſes Verbot bezieht ſich nicht auf die Herſtellung von Margarine und Margarinekäſe. 


V. Bejondere Maßnahmen zur planmäßigen Ordnung der Milchwirtſchaft. 
§ 35. 8 
Um einheitliche Sorten von Milch und Milcherzeugniſſen zu ſchaffen, können in den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen über den § 6 des Lebensmittelgeſetzes hinaus Anforderungen an die Gewinnung, Her⸗ 
ſtellung, Behandlung, Beſchaffenheit, Verpackung, Kennzeichnung und ſonſtige Aufmachung dieſer 
Lebensmittel geſtellt und kann darin beſtimmt werden, wie die Einhaltung ſolcher Anforderungen zu 
gewährleiſten iſt. 


Vor Erlaß einer ſolchen Verordnung ſind Sachverſtändige aus den beteiligten Wirtſchaftskreiſen 
zu hören. 


. § 36. | 
(1) Der Senat kann nad) Anhörung der Berufsvertretungen der beteiligten Wirtſchaftskreiſe Er⸗ 
zeugerbetriebe ſowie milchbearbeitende und verarbeitende Betriebe zur Regelung der Verwertung 
und des Abſatzes von Milch und Milcherzeugniſſen zuſammenſchließen. ? 
2) Er hat dabei für größtmögliche Wirtſchaftlichkeit Sorge zu tragen und Schädigungen der Ge⸗ 
ſamtwirtſchaft und des Gemeinwohls zu verhindern. 
(3) Der Senat kann insbeſondere ö 
1. die Rechte und Pflichten der Mitglieder und die ſonſtigen Rechtsverhältniſſe der Zuſammen⸗ 
ſchlüſſe durch eine Satzung regeln und beſtimmen, daß die Zuſammenſchlüſſe rechtsfähig ſind, 
2. Betriebe an bereits beſtehende Zuſammenſchlüſſe von Betrieben gleicher Art anſchließen und 
hierbei die Rechte und Pflichten der Mitglieder auch abweichend von den vertraglichen Ver⸗ 
einbarungen regeln. 


(4) Das Nähere regeln die Ausführungsbeſtimmungen. Hierbei iſt insbeſondere zu beſtimmen, nach 


welchen Grundſätzen von den Befugniſſen der Abſ. 1 bis 3 Gebrauch zu machen iſt. 


r 
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(1) Es iſt verboten, die auf Grund des § 35 vorgeſchriebenen Verpackungen, Kennzeichnungen 
und ſonſtige Aufmachung für andere Lebensmittel jo zu verwenden, daß ſie mit den nach § 35 
feſtgeſetzten Sorten verwechſelt werden können. Lebensmittel, deren äußere Ausſtattung gegen dieſes 
Verbot verſtößt, dürfen nicht in den Verkehr gebracht werden. 


(2) Das Entſprechende gilt für Markenmilch. 


VI. überwachungs- und Strafbeſtimmungen. 
S 38. 7 


(1) Die überwachung der Einhaltung der Vorſchriften dieſer Verordnung erfolgt nach Maßgabe 
der Beſtimmungen der §§ 8 bis 12 des Lebensmittelgeſetzes auch inſoweit, als die Vorſchriften 


dieſer Verordnung über den Rahmen des Lebensmittelgeſetzes hinausgehen. 


(2) Die Ausführungsbeſtimmungen können vorſchreiben, inwieweit zur Unterſtützung der für die 


Überwachung der Vorſchriften des Lebensmittelgeſetzes und dieſer Verordnung zuſtändigen Behörden 


milchwirtſchaftliche Sachverſtändige zu beſtellen ſind. 

(3) Soweit auf Grund des 8 35 beſondere Milchſorten geſchaffen werden, kann in den Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen geregelt werden, unter welchen Vorausſetzungen den Überwadungsitellen für 
Markenmilch ($ 26) die Überwachung der Einhaltung der an dieſe Milchſorten zu ſtellenden An⸗ 
forderungen übertragen werden kann. N 

§ 39. 


(1) Mit Gefängnis bis zu drei Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 3000 Gulden oder mit einer 


— 


dieſer Strafen wird beſtraft, wer vorſätzlich 


1. Milch den Vorſchriften oder Verboten der SS 3, 4, 6, 11 oder den auf Grund des 8 12 
erlaſſenen Anordnungen zuwider gewinnt, behandelt, bearbeitet, verarbeitet, befördert, ver⸗ 
packt, aufbewahrt, anbietet, feilhält, abgibt, verwendet oder ſonſt in den Verkehr bringt; 

2. den Vorſchriften oder Verboten der SS 7, 8, 9, 25, 34, 37 oder den auf Grund des 8 10 
erlaſſenen Vorſchriften zuwiderhandelt; 

3. den auf Grund des § 35 an die Gewinnung, Herſtellung, Behandlung, Beſchaffenheit, Ver⸗ 
packung, Kennzeichnung oder ſonſtige Aufmachung von Milch und Milcherzeugniſſen ge⸗ 
ſtellten Anforderungen zuwiderhandelt. N 

(2) Iſt die Zuwiderhandlung fahrläſſig begangen, jo tritt Geldſtrafe bis zu dreihundert Gulden 
ein. 

§ 40. 

(1) Wer vorſätzlich dem § 13 zuwider bei der Gewinnung der Milch oder ſonſt im Verkehr mit 
Milch tätig iſt, wird mit Gefängnis und mit Geldſtrafe bis zu 12000 Gulden oder mit einer dieſer 
Strafen beſtraft. 8 

(2) Ebenſo wird beſtraft, wer vorſätzlich als Unternehmer, als Stellvertreter ($ 15) oder als 
Aufſichtsperſon duldet, daß Perſonen dem § 13 zuwider bei der Gewinnung der Milch oder ſonſt 
im Verkehr mit Milch tätig ſind. 5 

(3) Iſt die Zuwiderhandlung fahrläſſig begangen, ſo tritt Gefängnis bis zu einem Jahre und 
Geldſtrafe bis zu 5000 Gulden oder eine dieſer Strafen ein. 


§ 41. 

(1) Wer vorſätzlich oder fahrläſſig ohne die nach 8 14 erforderliche Erlaubnis oder ohne die 
nach $ 16 erforderliche Zulaſſung ein Unternehmen zur Abgabe von Milch betreibt oder ohne die 
nach § 17 erforderliche Erlaubnis Milch abgibt, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten und 
mit Geldſtrafe bis zu 3000 Gulden oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 

(2) Ebenſo wird beſtraft, wer in einem Unternehmen zur Abgabe von Milch oder in einem 
nach $ 17 erlaubnispflichtigen landwirtſchaftlichen Betriebe ohne die nach 8 15 erforderliche Er⸗ 
laubnis als Stellvertreter tätig iſt. 

8 42. 3 

Die Strafvorſchriften dieſer Verordnung finden nur Anwendung, ſofern die Tat nicht nach anderen 

Vorſchriften mit höherer Strafe bedroht iſt. 


843. 

In den Fällen der SS 39 bis 41 kann 1 der Strafe auf Einziehung der Gegenſtände erkannt 
werden, auf die ſich die Handlung bezieht, auch wenn ſie dem Verurteilten nicht gehören. Die Ein⸗ 
ziehung iſt auch zuläſſig, wenn die Beſtrafung nach § 42 auf Grund anderer Vorſchriften erfolgt. 
Im Falle des § 8 iſt die Einziehung nur im Wiederholungsfalle zuläſſig. 


$ 44. 
Die Borſchriften des 8 39 Abſ. 1 Nr. 1 und 2, Abſ. 2 und der SS 40 bis 43 gelten in 
gleicher Weiſe für die im S 33 oder auf Grund des S 33 bezeichneten Milcherzeugniſſe. 


§ 45. 
(1) Die Vorſchriften der SS 19, 20 des Lebensmittelgeſetzes gelten auch für die im 8 38 
vorgeſehene Überwachung der Einhaltung der Vorſchriften dieſer Verordnung. 
(2) Die Vorſchriften der SS 23, 24 des Lebensmittelgeſetzes gelten auch bei Strafverfolgungen 
auf Grund der Vorſchriften dieſer Verordnung. 


VII. Schlußbeſtimmungen. 
§ 46. 8 
Der Senat erläßt die erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen. Hierbei können insbeſondere 
1. Grundſätze dafür aufgeſtellt werden, wie die in milchwirtſchaftlichen Unternehmen tätigen Per⸗ 
ſonen auszubilden und welche Anforderungen an Fachſchulen zu ſtellen ſind, ferner Grundſätze 
über die Eignung und Ausbildung der gemäß § 38 Abi. 2 zu beſtellenden Sachverſtändigen; 
2. Vorſchriften darüber erlaſſen werden, n 5 
a) daß Milch beſtimmten Arten der Verwendung nur zugeführt werden darf, 
aa) wenn der Viehbeſtand, aus dem ſie ſtammt, dem ſtaatlich anerkannten Tuberkuloſe⸗ 
tilgungsverfahren angeſchloſſen iſt, 
bb) wenn der Inhaber des Betriebs, in dem die Milch gewonnen wird, einem Milch⸗ 
kontrollverein oder einer ähnlichen Einrichtung angeſchloſſen iſt, i 
b) ob und wie geſetzliche Beſtimmungen, Anordnungen oder Unterweiſungen den in milch⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieben Beſchäftigten oder den Verbrauchern durch Aushang bekannt⸗ 
zumachen ſind; 
c) unter welchen Vorausſetzungen milchwirtſchaftliche Unternehmen beſtimmte Bezeichnungen, wie 
Molkerei, Meierei, führen dürfen. 
3. Vorſchriften über die Regelung der Bezugs- und Abſatzgebiete erlaſſen werden. 


§ 47. 
Der Senat kann, vorbehaltlich der Vorſchrift im Abſchnitt VI, beſtimmen, daß mit Ge⸗ 
fängnis bis zu drei Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 3000 Gulden oder mit einer dieſer Strafen 
beſtraft wird, wer den auf Grund dieſer Verordnung erlaſſenen Beſtimmungen zuwiderhandelt. 


§ 48. 
ö Der Senat kann die ihm auf Grund dieſer Verordnung zuſtehenden Befugniſſe ganz oder zum Teil 
auf andere Behörden übertragen, ſoweit nicht geſetzliche Vorſchriften entgegenſtehen. 


8 49. 

(J) Der Senat wird ermächtigt, den Schutz der Milch und Milcherzeugniſſe vor nachteiliger 
Beeinfluſſung bei der Behandlung im Eiſenbahnverkehr und den Vollzug der hiernach zu erlaſſenden 
Beſtimmungen abweichend von den Vorſchriften dieſer Verordnung zu regeln. 

(2) Vorſätzliche oder fahrläſſige Zuwiderhandlungen gegen die nach Abſ. 1 erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften können mit den im § 47 vorgeſehenen Strafen bedroht werden. 


§ 50. b 

(1) Der Senat beſtimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer Verordnung; er kann die ein⸗ 
zelnen Vorſchriften der Verordnung zu verſchiedenen Zeiten in Kraft ſetzen. 

(2) Der Senat kann ferner Übergangsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erlaſſen, insbeſondere be⸗ 
ſtimmen, inwieweit Unternehmen der im § 14 genannten Art, die bei Inkrafttreten des § 14 re 
beſtehen, einer Erlaubnis (§ 14) bedürfen. 

Danzig, den 27. Oktober 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Hinz 


161 erden 


zur Verbeſſerung der Marktverhältniſſe für landwirtſchaftliche ram 
Vom 27. 10. 1931. 


. Grund des § 1 Ziff. 23 des Ermächtig ungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. S. 719) 
wird folgendes mit Gefen verordnet: 


Erſter Abſchnitt. 
Handelsklaſſen. 
§ 1. 

(4) Der Senat kann Beſtimmungen über Handelsklaſſen für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe ein⸗ 
ſchließlich der Erzeugniſſe des Gartenbaues und der Imkerei ſowie für Erzeugniſſe der Fiſcherei 
erlaſſen. Sie bezeichnen die Mindeſtanforderungen, die an die Erzeugniſſe der einzelnen Klaſſen geſtellt 
werden. f 

(2) Als landwirtſchaftliche Erzeugniſſe gelten auch die durch Be- und 1 gewonnenen 
Lebens⸗ und Futtermittel. 

(3) Die auf Grund dieſer Verordnung eingeführten Sandeletlaiten jind geſetzliche Handelsklaſſen 


f SR 
Menn Waren als Waren geſetzlicher Handelsklaſſen angeboten, feilgehalten, verkauft oder ſonſt 
in den Verkehr gebracht werden, ſo ſind die Eigenſchaften als zugeſichert anzuſehen, die die Waren 
nach der Handelsklaſſe haben müſſen. 
9 
(1) Soweit an der Börſe Preiſe für ſolche Waren feſtgeſtellt werden, für die geſetzliche Han⸗ 
delsklaſſen eingeführt ſind, kann der Senat beſtimmen, daß die Preisfeſtſtellung auf die geſetzlichen 
Handelsklaſſen zu erſtrecken iſt. 


(2) Der Senat kann auch in anderen Fällen, wo Preiſe für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe regel⸗ 
mäßig feſtgeſtellt und veröffentlicht werden, die Beteiligten verpflichten, die Feſt keihınd und Ver⸗ 
öffentlichung der Preiſe auf die geſetzlichen Handelsklaſſen zu erſtrecken. a 


8 4. N 
Der Senat kann für ſolche Waren, für die geſetzliche Handelsklaſſen eingeführt ſind, Beſtim⸗ 
mungen über Kennzeichnung der Waren und der Verpackungen, über einheitliche Verpackung und über 
die Mengeneinheiten, in denen die Waren im Groß- und Einzelhandel gehandelt werden, erlaſſen. ; 


§ 5. 

Vor Einführung geſetzlicher Handelsklaſſen und vor Erlaß von Beſtimmungen auf Grund 
der SS 3, 4 ſind Sachverſtändige zu hören, die von den . der beteiligten Kreiſe 
benannt werden. 

§ 6. 

(1) Zur Begutachtung der Waren für ihre Einreihung in die gesetzlichen Handelsklaſſen werden 
nach Bedarf Gutachterſtellen gebildet, die gemeinſam von den Berufsvertretungen von Landwirt⸗ 
ſchaft, Handel und Induſtrie errichtet und verwaltet werden. Die Beſtellung der Gutachter bedarf 
der Genehmigung des Senats oder der von ihm beſtimmten Behörde. 

(2) Die Gutachter haben 

a) auf Antrag der Beteiligten oder Erſuchen von Behörden oder Schiedsgerichten die Waren 
für die Einreihung in die geſetzlichen Handelsklaſſen zu begutachten und hierüber Beſcheini⸗ 
gungen auszuſtellen; 
auf Antrag von Betrieben die Einreihung ihrer Erzeugniſſe in die geſetzlichen e 
dauernd zu überwachen; 

Beſcheinigungen über die Einreihung von Waren in die geſetzlichen Handelsklaſſen in 
ſolchen Fällen auszuſtellen, in denen ſolche Beſcheinigungen für die betreffende Handelsklaſſe 
vorgeſchrieben werden; 

d) nach Bedarf durch Stichproben die richtige Einreihung der Erzeugniſſe zu überwachen. 

(3) Zur Deckung der Koſten der Gutachterſtellen können Gebühren erhoben werden. g 

(4) Der Senat erläßt die zur Durchführung der Vorſchriften in Abſ. 1 bis 3 * Be⸗ 
ſtimmungen. 


— 


Oo 
— 


— 


; a 1 
Zweiter Abſchnitt. 
Zuſammenſchlüſſe. 
§ 7. 

(1) Der Senat kann Zuckerfabriken und kartoffelverarbeitende Betriebe zur Regelung der Er⸗ 
zeugung und des Abſatzes zuſammenſchließen. 


(2) Er hat dabei für größtmöglichſte Wirtſchaftlichkeit Sorge zu tragen und Schädigungen 
der Geſamtwirtſchaft und des Gemeinwohls zu verhindern. 


§ 8. 
Der Senat kann zur Durchführung des § 7 Verordnungen erlaſſen. Er kann insbeſondere 
1. die Rechte und Pflichten der Mitglieder und die übrigen Rechtsverhältniſſe der Zuſammen⸗ 
ſchlüſſe durch eine Satzung regeln und beſtimmen, daß die Zuſammenſchlüſſe rechtsfähig ſind; 
2. Betriebe an bereits beſtehende Zuſammenſchlüſſe von Betrieben gleicher Art anſchließen und 
hierbei die Rechte und Pflichten der Mitglieder auch abweichend von den vertraglichen Ver⸗ 
einbarungen regeln. 


Dritter Abſchnitt.“ 
Straf⸗ und Schlußbeſtimmungen. 


Sg. 

(1) Mit Gefängnis bis zu 3 Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 3000 G oder mit einer diefer 
Strafen wird, ſofern die Tat nicht nach anderen Vorſchriften mit höherer Strafe bedroht iſt, beſtraft, wer 
vorſätzlich b N i 
1. Waren entgegen einer nach § 6 Abſ. 2 getroffenen Feititellung als Waren einer anderen 

geſetzlichen Handelsklaſſe, für die höhere Preiſe gezahlt werden, anbietet, feilhält, verkauft 
oder ſonſt in den Verkehr bringt; 5 
2. Waren, die er als ſolche einer beſtimmten geſetzlichen Handelsklaſſe erworben hat, als Waren 
einer anderen geſetzlichen Handelsklaſſe, für die höhere Preiſe gezahlt werden, anbietet, feil⸗ 
hält, verkauft oder ſonſt in den Verkehr bringt, falls die Ware dieſer anderen Handelsklaſſe 
N nicht entſpricht; n 
3. einer ihm nach § 3 Abſ. 2 auferlegten Verpflichtung nicht nachkommt. 

(2) Neben der Strafe kann in den Fällen des Abſatzes 1 Ziffer 1 und 2 auf Einziehung der 
Gegenſtände erkannt werden, auf die ſich die Zuwiderhandlung bezieht. Die Einziehung iſt auch zu⸗ 
läſſig, wenn die Beſtrafung auf Grund anderer Vorſchriften erfolgt. f 


$ 10. 


Der Senat kann beſtimmen, daß Zuwiderhandlungen gegen die auf Grund dieſer Verordnung er⸗ 
laſſenen Beſtimmungen mit Gefängnis bis zu drei Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 3000 G oder 
mit einer dieſer Strafen beſtraft werden, und daß neben der Strafe auf Einziehung der Gegenſtände 
erkannt werden kann, auf die ſich die Zuwiderhandlung bezieht. 

. 


Danzig, den 27. Oktober 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Hinz 


162 | VBerpordnung 
betreffend Einheitsgewicht von Backwaren vom 31. Oktober 1931. 


Auf Grund des $ 1 des Geſetzes betr. Einheitsgewicht von Backwaren vom 28. Juni 1926 (G. Bl. 
S. 199) wird verordnet: : 
8 f 
Brot im Sinne dieſer Verordnung iſt die aus reinem Roggenmehl oder aus Roggenmehl unter 
Beimengung von Weizenmehl hergeſtellte Backware. Dieſe Verordnung gilt nicht für Gebäck und 
reines Weizenbrot. ’ 


2 


8 2 | | 1 5 

Das Gewicht des zum Verkauf gelangenden friſchen Brotes muß ein ganzes Vielfaches von 250 g, 
mindeſtens jedoch 500 8 betragen. Es iſt von dem Herſteller auf dem Brote anzugeben. Als 
friſch gilt das Brot am Tage ſeiner Herſtellung. 


f 8 3 5 
Die Gewichtsangabe iſt auf dem ungeteilten Brote in Gramm (g) oder Kilogramm (kg) leicht 
erkennbar auf der Kruſte (Rinde) anzubringen. Das Gewicht iſt durch Eindrücken eines Stempels 
in die Oberfläche des Teiges oder durch feſte Anbringung einer Papiermarke oder auf einer Ban⸗ 
derole anzugeben. Die Anbringung der Papiermarke oder der Banderole unter Verwendung eines 
Klebemittels iſt unzuläſſig. 1 05 


Auf dem Brote iſt ferner das Datum des Herſtellungstages durch Eindrücken eines Stempels 
in die Oberfläche des Teiges oder durch feſte Anbringung einer Papiermarke oder auf einer Bande⸗ 
role anzugeben. Die Anbringung der Papiermarke oder der Banderole unter Verwendung eines 
Klebemittels iſt unzuläſſig. 905 N 
0 0 


Unterſchreitungen des Sollgewichtes des zum Verkauf gelangenden Brotes ſind in folgendem 
Umfange zuläſſig: ö f 
1. bei friſchem Brote, das am Herſtellungstage zum Verkaufe gelangt (1. Verkaufstag), bis 
zu 1,5 v. H. des Sollgewichts; 5 i | 
2. bei Broten, die bis zum Verkaufe längere Zeit aufbewahrt werden, für die erſten 24 Stunden 
(2. Verkaufstag) bis zu weiteren 1,5 v. H. des Sollgewichtes und für die zweiten 24 Stunden 
(3. Verkaufstag) bis zu weiteren 1 v. H. des Sollgewichtes. 


8 6 N 

Der Verkauf des Brotes hat, ſoweit nicht vom Käufer ausdrücklich etwas anderes verlangt wird, 

nur nach einem ganzen Vielfachen von 250 g zu erfolgen. An jeder Verkaufsſtelle für Brot muß 
eine den Vorſchriften der Maß⸗ und Gewichtsordnung entſprechende Waage mit den nötigen Ge⸗ 


wichten vorhanden ſein. Der Verkäufer des Brotes iſt verpflichtet, auf Verlangen des Käufers das 


Gewicht des Brotes auf der Waage feſtzuſtellen. Die zum Abwiegen der Ware dienenden Waagen oder 
Wiegſchalen ſind frei und überſichtlich für den Käufer aufzustellen. 


8 7 f b f 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden nach den SS 2 bis 4 des Geſetzes betreffend 
Einheitsgewicht von Backwaren vom 28. Juni 1926 (G. Bl. S. 199) beſtraft. 


Ss 8 
Dieſe Verordnung tritt am 9. November 1931 in Kraft. 


Danzig, den 31. Oktober 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr.⸗Ing. Althoff 
4 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers — Druck von A. Schroth in Danzig. 


